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Staatsanwaltschaft entlastet
Philippe Demierre auf ganzer Linie

Der SVP-Staatsrat Philippe Demierre hat bei der Finanzierung seines Wahlkampfs nicht rechtswidrig gehandelt.

Michelle Beutler

Die Staatsanwaltschaft
hat die Finanzierung des
Wahlkampfs von Staatsrat
Philippe Demierre unter
die Lupe genommen. Nun
entlastet sie den Politiker
von den Vorwürfen.
FREIBURG Der SVP-Staatsrat
Philippe Demierre hat bei der
Finanzierung seines Wahl-
kampfs nicht gegen das gelten-
de Recht verstossen. Zu diesem
Schluss kommt die Freiburger
Staatsanwaltschaft, die auf
Verlangen der Staatskanzlei

«Jemand, der
eigene finanzielle
Mittel für seine
Kandidatur für ein
öffentliches Amt
einsetzt, muss
diese nicht
offenlegen.»
Staatsanwaltschaft

die persönlichen Wahlkampf-
konten des Politikers unter-

suchte (die FN berichteten). In
einer Mitteilung vom 11. April
hält die Staatsanwaltschaft
fest, dass Demierre nicht gegen
das kantonale Gesetz über die
Politfinanzierung verstossen
hat, und entlastet ihn somit
von den Vorwürfen, die Anfang
März gegen ihn erhoben wur-
den. Der Freiburger General-
staatsanwalt verfügte die
Nichtanhandnahme.

Keine Spende, sondern
Eigenfinanzierung

Eine ehemalige Beraterin
Demierres hatte ihm vorgewor-

fen, Wahlkampfauslagen von
mehr als 10000 Franken nicht
bezahlt zu haben. Dieser Be-
trag tauchte in Demierres Ab-
rechnung der Wahlkampagne
nirgendwo auf. Das Gesetz

über die Politikfinanzierung
schreibt vor, dass bei Staats-
ratswahlen Spenden und Zu-
wendungen, die höher als 5000
Franken sind, offengelegt wer-
den müssen.

Die Staatsanwaltschaft
kommt nun zum Schluss, dass
es sich hei diesem ursprüng-
lich nicht angekündigten Be-
trag nicht um eine Spende,
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sondern um eine Eigenfinan-
zierung handelt. Letzteres ist
nicht deklarationspflichtig.

Eigenfinanzierung muss nicht
offengelegt werden

In ihrer Mitteilung schreibt
die Staatsanwaltschaft, dass es
der Sinn des Gesetzes sei, «in
Erfahrung zu bringen, wer die
gewählten Vertreter bezahlt
und somit ihre Entscheidun-
gen beeinflussen könnte». Im
vorliegenden Fall sei der Betrag
aber vom Staatsrat selbst fi-
nanziert worden. Weiter
schreibt die Staatsanwalt-
schaft, dass das Gesetz nur für
politische Organisationen, ein-
schliesslich persönlicher Wahl-
kampfkomitees, gilt, die Fi-
nanzierungen von Dritten er-
halten. Im Fall Demierre stam-
me nur eine geringfügige Fi-
nanzierung, die weniger als
fünf Prozent der Endabrech-
nung ausmacht, nicht aus den
Eigenmitteln des Staatsrats.

Die Staatsanwaltschaft des
Kantons Freiburg hält fest:
«In diesem Sinne muss je-
mand, der eigene finanzielle
Mittel für seine Kandidatur
für ein öffentliches Amt ein-
setzt, diese nicht offenlegen.
Eine solche Person kann of-
fensichtlich nicht selbst als
<politische Organisation> be-
trachtet werden.»

Hintergrund

Umstrittene Wahlkampffinanzierung

Die Affäre Demierre nahm ihren
Anfang im September 2021 mit
der Rechnung einer Kommuni-
kationsagentur aus Martigny. Die
Agentur hatte Philippe Demierre
bei seiner Staatsratskandidatur
mit einem Kommunikationsplan
unterstützt. Die Rechnung der
Kommunikationsagentur wurde
zwar an Demierre adressiert,
wurde aber von der ehemaligen
Beraterin und späteren Klägerin
des Staatsrats beglichen. Weil
der SVP-Staatsrat den Betrag nie
zurückbezahlt und auf Kontakt-
versuche nicht reagiert habe,
beschloss die Frau, vor Gericht
zu ziehen. Sie forderte nicht nur
die Rückzahlung, sondern eine

Genugtuung von rund 20000
Franken. Ende März kam es in
Granges-Paccot zwischen
Demierre und seiner ehemaligen
Beraterin zu einer Schlichtungs-
verhandlung, bei der eine
Vertraulichkeitsklausel ausge-
handelt wurde (die FN berichte-
ten). Hinzu kamen die Vorwürfe,
denen zufolge Demierre gegen
das kantonale Gesetz über die
Politfinanzierung verstossen
habe, weil die eingeforderten
10000 Franken nicht in der
Abrechnung von Demierres
Wahlkampfabrechnung
aufgeführt waren. Nun wurde
der Politiker von der Staatsan-
waltschaft entlastet. mbe


